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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Handwerkerver- 
sicherungsgesetzes 
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A. Bericht des Abgeordneten Biermann 


Für Schornsteinfegermeister, die für einen be- 
stimmten Bezirk bestellt worden sind, besteht seit 
langer Zeit eine besondere Versdcherungsanstalt. 
Mit Rücksicht auf die Mitgliedschaft zu dieser An- 
stalt galt das Gesetz über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk von 1939 bis 1961 für Be- 
zirksschornsteinfegermeister nicht. Bei der Vorbe- 
reitung und Verabschiedung des Handwerkerver- 
sicherungsgesetzes hat die Versicherungspflicht 
bzw. Versicherungsfreiheit der Bezirksschornstein- 
fegermeister eine unterschiedliche Beurteilung er- 
fahren. Nach dem Entwurf der Fraktion der FDP 
vom November 1958 sollten Bezirksschornstein- 
fegenneister versicherungsfrei sein. Der kurz dar- 
auf folgende Entwurf der Fraktion der CDU/CSU 
sah dagegen die Versicherungspflicht für diese Be- 
rufsgruppe vor. Der Sozialpolitische Ausschuß des 
Bundestages beschloß wiederum, daß Bezirksschorn- 
steinfegermeister versicherungsfrei sein sollten. In 
der 2. Lesung des Gesetzentwurfs wurde diese Ver- 
sicherungsfreiheit mit den Stimmen von Abgeord- | 
neten der Fraktion der SDP, der Fraktion der 
CDU/CSU und der Fraktion der DPgestrichen. Noch 
am Ende der 3. Legislaturperiode brachte die Frak- 
tion der FDP den Vorschlag, Bezirksschornstein- 
fegermeister für versicherungsfrei zu erklären, wie- 
der ein; er konnte jedoch im Sozialpolitischen Aus- 
schuß des Bundestages nicht mehr abschließend be- 
handelt werden. Nach der Neuwahl des Bundestages 
brachten die Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 
einen Initiativgesetzentwurf ein, der vorsah, daß Be- 
zirksschornsteinfegermeister sich auf Antrag von der 
Versicherungspflicht befreien lassen können. In der 
Formulierung lehnt sich dieser Gesetzentwurf an § 7 


I Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes an, 
nach dem von der Versicherungspflicht Personen be- 
I freit werden können, die „auf Grund ihrer durch 
j Gesetz angeordneten oder auf Gesetz beruhenden 
I Verpflichtung Mitglied einer öffentlich-rechtlichen 
; Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung ihrer 
j Berufsgruppe sind". Im Bereich der Handwerkerver- 
j Sicherung kann solche Formulierung nur auf die 
: Versorgungsanstalt der Bezirksschornsteinfegermei- 
j Ster und deren Mitgliedschaft zutreffen. Aus diesem 
; Grunde vereinfachte der Sozialpolitsche Ausschuß 
; nach Anhörung des Ausschusses für Mittelstandsfra- 
; gen und auf Antrag ider Fraktionen der CDU/CSU 
I und der FDP die Vorschrift dahin, daß auf Antrag Be- 
' zirksschornsteinfegermeister von der Versicherungs- 
pflicht befreit werden können. 

Bei der Verabschiedung des Handwcrkerversiche- 
I rungsgesetzes wurde davon ausgegangen, daß die 
meisten Bezirksschornsteinfegermeister ohne wei- 
teres von der Versicherungspflicht in der Hand- 
werkerversicherung frei sein würden. Inzwischen 
hat sich herausgestellt, daß von den am 31. Dezem- 
ber 1961 bestellten Bezirksschornsteinfegermeistern 
fast 60 V. H. die im Handwerkerversicherungsgesetz 
geforderten Voraussetzungen nicht erfüllten. Es be- 
stand im Ausschuß allgemeine Übereinstimmung 
dahin, daß eine Doppelbelastung der Bezirksschorn- 
steinfegermeister durch Beiträge zur Handwerker- 
versicherung und zur Versorgungsanstalt der Be- 
ziksschornsteinfegermeister nicht zumutbar ist. Aus 
diesem Grunde erschien es notwendig, die bis zum 
31. Dezember 1961 bestellten Bezirksschornstein- 
fegermeister in vollem Umfang von der Versiche- 
rungspflicht in der Handwerkerversicherung freizu- 
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stellen, zumal in den Übergangsvorschriften des 
Handwerkerversicherungsgesetzes für alle anderen 
Handwerker, für die Ende 1961 Lebensversiche- 
rungsverträge bestanden, eine entsprechende Re- 
gelung vorgesehen war. 

Unterschiedliche Auffassungen bestanden dagegen 
darüber, ob auch diejenigen Bezirksschornstein- 
fegermeister, die 1962 und später bestellt worden, 
versicherungsfrei sein sollen. Von einigen Abgeord- 
neten wurde die Anregung gegeben, für diese Be- 
zirksschornsteinfegermeister die Versicherungs- 
pflicht eintreten zu lassen. Die Mehrheit des Aus- 
schusses ist dieser Anregung nicht gefolgt, ii. a. des- 
wegen, weil nur eine sehr geringe Personenzahl der 
neu bestellten Bezirksschornsteinfegermeister über- 
haupt voraussichtlich versicherungspflichtig ist. 

Bei der Fassung der Befreiungsvorschrift wurde 
von den Vertretern aller Fraktionen betont, daß 
eine Wertung des Gesetzgebers über die Rechts- 
gültigkeit der Pflichtmitgliedscihaft zur Versorgungs- 
anstalt deutscher Bezirksschornsteinfegermeister 
nicht getroffen werden solle. Es solle vermieden 
werden, daß der Ausgang von Rechtsstreitigkeiten, 
die über die Gültigkeit der Rechtsgrundlagen die- 
ser Versorgungsanstalt schweben, durch die Fas- 
sung der Befreiungsvorschrift beeinflußt werde. 
Insbesondere wurde deswegen allein darauf ab- 
gestellt, daß von der Versicherungspflicht alle Be- 
zirksschornsteinfegermeister befreit werden können, 
ohne daß geprüft zu werden braucht, ob diese Bei- 
träge zur Versorgungsanstalt zahlen müssen oder 
zahlen. 

Da die Bezirksschornsteinfegermeister vor allem 
sich von allen anderen Handwerkern durch die be- 
sondere Steilung, die ihnen vom Gesetzgeber zu- 
gewiesen ist, grundsätzlich unterscheiden — - die Be- 
zirksschornsteinfegermeister verfügen über keinen 
eigenen Betrieb, sie werden für einen bestimmten 
Bezirk durch staatlichen Hoheitsakt bestellt, ihr 
Einkommen wird von der Behörde festgelegt, nadi 


Erreichung einer gesetzlich festgelegten Alters- 
, grenze scheiden sie aus ihrem Beruf aus — , er- 
scheint eine Sonderstellung auch in der Handwer- 
kerversicherung gerechtfertigt. 

Anläßlich der Beratung der Befreiungsvorschrift 
f in der Handwerkerversicherung hat der Ausschuß in 
seine Beratungen auch die Versorgung der Bezirks- 
schornsteinfegermeister in ihrer Versorgungsanstalt 
^ einbezogen. Hierzu wurde beantragt, die Befreiung 
von der Versicherungspflicht in der Handwerker- 
versorgung bis zum 31. Dezember 1964 zu befristen. 

! In diesem Zeitraum solle eine Altersversorgung der 
I Bezirksschornsteinfegermeister vorbereitet und ge- 
setzlich umfassend neu geregelt werden. 

Besonders beanstandet wurde dabei an der ge- 
genwärtigen Regelung, daß die Bestellung zum Be- 
zirksschornsteinfegermeister widerrufen werden 
; muß, wenn Beiträge zur Versorgungsanstalt nicht 
gezahlt werden. Die Mehrheit des Ausschusses hat 
sich diesem Antrag jedoch nicht angeschlossen. 

Um zu betonen, daß die Befreiung von der Ver- 
I sicherungspflicht nur vorläufig sein solle, wurde 
i beantragt, die Befreiungsvorschrift in die Über- 
gangsvorschriften des Gesetzes einzufügen. Dem 
wurde aus rechtssystematischen Gründen wider- 
sprochen. Der Antrag wurde abgelehnt. Das Inkraft- 
treten des Gesetzes wurde auf den Tag nach der 
Verkündung gelegt. 

Im Zusammenhang mit der Änderung des Hand- 
werkerversicherungsgesetzes hinsichtlich der Be- 
’ zirksschornsteinfegermeister wurde im Ausschuß 
noch kurz erörtert, ob eine weitere Befreiungsvor- 
schrift für kriegsblinde Handwerker mit einem ge- 
ringfügigen Einkommen aus einer handwerklichen 
Nebentätigkeit eingeführt werden sollte. Im Aus- 
schuß bestanden gegen die Auswirkung einer sol- 
chen Regelung Bedenken, insbesondere hinsichtlich 
der Versorgung der Witwen und der versicherungs- 
pflichtigen kriegsblinden Arbeitnehmer. Die An- 
regung wurde daraufhin nicbl weiterverfolgt. 


Bonn, den 27. Juni 1962 


Biermann 

Berichterstatter 



Drucksache IV/554 

B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/ 152 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 27. Juni 1962 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Biermann 

Vorsitzender Berichterstatter 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


3 



Drucksache IV/554 


Deutscher Bundestag — 4, Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des Handwerkerver- 
sicherungsgesetzes 

- — Drucksache IV/152 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Handwerkerversicherungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über eine Rentenversicherung der 
Handwerker (Handwerkerversicherungsgesetz) vom 
8. September 1960 (Bimdesgesetzbl. I S. 737) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung sozialrechtlicher 
Vorschriften vom 25. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S, 465) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Auf ihren Antrag werden auch von 
der Versicherungspflicht befreit Handwerker, 
die auf Grund einer durch Gesetz angeord- 
neten oder auf Gesetz beruhenden Verpflich- 
tung Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen 
Versiehe rungs- oder Versorgungseinrichtung 
ihrer Berufsgruppe sind." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 


2, In § 7 wird folgender neuer Absatz 7 angefügt: 

„(7) Die Befreiung von der Versicherungs- 
pflicht nach § 2 Abs. 3 wirkt vom 1. Januar 1962 
an, wenn sie bis zum 31. Mai 1962 beantragt 
wird." 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Handwerkerversicherungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über eine Rentenversicherung der 
Handwerker (Handwerkerversicherungsgesetz) vom 
8. September 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 737) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung sozialrechtlicher 
Vorschriften vom 25, April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 465 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

.(2) Auf ihren Antrag werden Bezirks- 
schornsteinfegermeister von der Versiche- 
rungspflicht befreit." 


b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- 
sätze 3 und 4. 


2. Es wird folgender § 13 a eingefügt: 

.§ 13 a 

Die Befreiung von der Versicherungspflicht nach 
§ 2 Abs. 2 wirkt vom 1. Januar 1962 an, wenn 
sie bis zum 31. Dezember 1962 beantragt wird." 
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Entwurf Beschlüssedes 20. Ausschusses 

Artikel2 Artikel2 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten unverändert 

Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikels Artikels 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
1962 in Kraft. diing in Kraft. 
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